
 

 

  

Bundeskabinett billigt Verordnung über den Arbeitsmarktzugang 
von bereits in Deutschland lebenden Ausländern 

Bundeskabinett billigt Verordnung 

Das Bundeskabinett hat heute den Entwurf der Beschäftigungsverfahrensverordnung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Die Verordnung regelt den Arbeitsmarktzugang von bereits in Deutschland le-
benden Ausländern und Verfahrensfragen zur Zulassung von Ausländern zum Arbeitsmarkt. Die Ver-
ordnung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates und soll zum 1. Januar 2005 gemeinsam mit 
dem neuen Zuwanderungsrecht in Kraft treten. 
Die Verordnung trifft insbesondere folgende wichtige Regelungen: 

− Bei Ausländern, die bereits seit drei Jahren rechtmäßig eine versicherungspflichtige Beschäfti-
gung ausüben oder sich bereits seit vier Jahren legal in Deutschland aufhalten, entfällt die so-
genannte Vorrangprüfung, nach der freie Arbeitsplätze vorrangig Deutschen und EU-Bürgern 
angeboten werden müssen. Damit wird dem bereits erreichten Maß an Integration dieser aus-
ländischen Arbeitnehmer Rechnung getragen. 

− Geduldeten Ausländern kann nach einem Jahr rechtmäßigen Aufenthalts in Deutschland der 
Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt eröffnet werden, wenn Deutsche oder EU-Bürger für die 
Beschäftigung nicht zur Verfügung stehen. 

− Ausländer, die vor Vollendung ihres 18. Lebensjahrs nach Deutschland eingereist sind, können 
eine Berufsausbildung und Beschäftigung aufnehmen, wenn sie in Deutschland einen Schulab-
schluss erworben oder an einer Berufsausbildungsvorbereitung erfolgreich teilgenommen ha-
ben. Damit wird die Integration dieser Jugendlichen gefördert und ihr Zugang zum Arbeitsmarkt 
erleichtert - gerade auch vor dem Hintergrund der schwierigen Ausbildungsplatzsituation und der 
neuen Regelungen zur Förderung der Eingliederung von Jugendlichen in Arbeit, die zum 1. Ja-
nuar 2005 in Kraft treten (Hartz IV). 

− Die Verfahrensregelungen der Verordnung gelten auch für die Zulassung von neueinreisenden 
Ausländern zum Arbeitsmarkt. Sie regeln insbesondere für die Agenturen für Arbeit die Durch-
führung des one-stop-government-Verfahrens des neuen Zuwanderungsrechts, bei dem in der 
Regel nur noch ein Bescheid in Form einer Aufenthaltserlaubnis mit Zustimmung der Arbeits-
verwaltung erteilt wird. 

Nach: Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, 03.11.2004 
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